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1353 - l C n - 44 11/55 Bonn, den 24. Februar 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kirchliche Trauung vor der standesamtlichen Ehe- 
schließung 

Verstoß gegen das Personenstandsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage 151 der Abgeordneten Dr. Bücher, 
Dr. Hoffmann und Genossen 

- Drucksache 1179 - 

Kleine Anfrage 156 der Fraktion der SPD 

- Drucksache 1206 - 


Auf die Kleine Anfrage 151 der Abgeordneten Dr. Bücher, Dr. Hoff- 
mann und Genossen vom 31. Januar 1955 und die Kleine Anfrage 156 
der Fraktion der SPD vom 16. Februar 1955 gestatte ich mir, im 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Justiz und dem 
Auswärtigen Amt folgendes zu erwidern: 

Die Bayer. Staatsministerien des Innern und der Justiz, die unmittelbar 
nach dem Bekanntwerden einer aus Regensburg stammenden Presse- 
meldung vom 19. Januar 1955 um eine möglichst baldige Unter- 
richtung über den Sachverhalt gebeten worden sind, haben mitgeteilt, 
daß der katholische Geistliche der Gemeinde Tann (Landkreis Pfarr- 
kirchen) am 27. März 1954 in Altötting die religiösen Feierlichkeiten 
einer Eheschließung vorgenommen hat, bevor die Ehe vor dem 
Standesbeamten geschlossen worden war. Bei dem kirchlich getrauten 
Paar handelt es sich um einen 62jährigen Mann mit einer Rente 
von monatlich 15 DM und eine 59jährige Frau mit einer Witwen- 
rente von monatlich 100 DM. Das Paar unterließ die Eheschließung 
vor dem Standesamt, weil in diesem Falle nach dem Verlust der 
Rente der Frau die verbleibenden sehr geringen Einkünfte des Mannes 
nicht zur Bestreitung des gemeinsamen Lebensunterhalts ausgereicht 
hätten. Eine Anzeige des Pfarrers über die kirchliche Trauung an 
däs Standesamt ist unterblieben. 

Nach dem weiteren Ermittlungsergebnis hat in diesem Falle das 
Bischöfliche Ordinariat in Passau die Erlaubnis zur Vornahme der 
religiösen Feierlichkeiten der Eheschließung erteilt, weil nach seiner 
Auffassung ein sittlicher Notstand vorlag, der durch eine kirchliche 
Trauung behoben werden konnte. Das Bischöfliche Ordinariat in 
Passau hat sich zwar nicht ausdrücklich auf Artikel 26 des Reichs- 
konkordats vom 20. Juli 1933 berufen, anscheinend aber das Recht 
zur Erteilung der Erlaubnis auf diese Bestimmung gestützt. 
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Wegen Verstoßes gegen die' Strafbestimmung des § 67 des Personen- 
standsgesetzes, der denjenigen mit Geldstrafe oder mit Gefängnis- 
strafe bedroht, der die religiösen Feierlichkeiten einer Eheschließung 
vornimmt, bevor die Ehe vor dem Standesbeamten geschlossen ist, 
haben die zuständigen bayerischen Stellen am 16. Januar 1955 Anzeige 
an die Staatsanwaltschaft beim Landgericht in Passau erstattet. Die 
Staatsanwaltschaft hat inzwischen gegen den Pfarrer und gegen die 
verantwortliche Persönlichkeit des Bischöflichen Ordinariats in Passau 
Anklage erhoben. 

Zu der hier besonders interessierenden Auslegung des Artikels 26 
des Reichskonkordats vom 20. Juli 1933 ist folgendes zu bemerken: 

Artikel 26 des Reichskonkordats bestimmt, daß im Falle schweren 
sittlichen Notstandes die kirchliche Einsegnung der Ehe vor der 
Ziviltrauung vorgenommen werden darf. Das Schlußprotokoll zu 
Artikel 26 des Reichskonkordats führt zu der Frage des „schweren 
sittlichen Notstandes” wörtlich aus: 

„Ein schwerer sittlicher Notstand liegt vor, wenn es auf unüber- 
windliche oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu be- 
seitigende Schwierigkeiten stößt, die zur Eheschließung erforder- 
lichen Urkunden rechtzeitig beizubringen.” 

Diese Formulierung des Schlußprotokolls umreißt die tatbestands- 
mäßigen Voraussetzungen eines schweren sittlichen Notstandes 
abschließend. Demnach kann ein schwerer sittlicher Notstand im 
Sinne des Artikels 26 nicht anerkannt werden, wenn im Falle einer 
standesamtlichen Eheschließung die Ehefrau einen R enteiiaiispruch 
verlieren würde. Eine kirchliche Einsegnung ohne vorhergehende 
Eheschließung vor dem Standesbeamten ist daher in solchen Fällen 
nicht statthaft. 

Die Bundesregierung wird durch die Deutsche Botschaft am Vatikan 
beim Heiligen Stuhl entsprechende Vorstellungen erheben. 

Im übrigen liegen keine Anzeichen dafür vor, daß die anderen 
Ordinariate der Katholischen Kirche die sogenannten „Onkel-Ehen” 
abweichend von ihrer bisherigen Haltung als Fälle „sittlichen Not- 
standes” behandeln wollten. 

Weitere Fälle gleicher Art sind nicht bekannt geworden. Für die 
Bundesregierung bestand bei dieser Sachlage kein Anlaß, von sich 
aus zu diesem Einzelfall in der Öffentlichkeit Stellung zu nehmen. 


Dr. Schröder 



